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Neue Rechtsvorschriften
Wohnraumversorgung der Angehörigen 
und Zivilbeschäftigten 
der bewaffneten Organe
Hauptmann KLAUS-PETER REICHMUTH,
Mitarbeiter der Rechtsabteilung
des Ministeriums für Nationale Verteidigung

Die 2. DB zur WLVO — Ordnung über die Wohnraumversor
gung der Angehörigen und Zivilbeschäftigten der bewaffne
ten Organe — vom 3. Juni 1988 (GBl. I Nr. 11 S. 133)1 regelt 
in Durchführung des § 28 WLVO sowohl die Aufgaben der 
bewaffneten Organe und der örtlichen Räte bei der Wohn
raumversorgung als auch Besonderheiten bei der Begrün
dung, Ausgestaltung und Beendigung der Mietverhältnisse 
über Wohnungen aus dem Wohnungsfonds der bewaffneten 
Organe. Sie gilt für die Wohnraumversorgung der Angehöri
gen und Zivilbeschäftigten der NVA, der Grenztruppen der 
DDR und der volkseigenen Betriebe des Ministeriums für 
Nationale Verteidigung (MfNV), der Deutschen Volkspolizei 
und der anderen Organe des Ministeriums des Innern sowie 
des Ministeriums für Staatssicherheit. Sie gilt entsprechend 
für die Zollverwaltung der DDR, die zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben über einen eigenen Wohnungsfonds verfügt. Für 
die Zivilverteidigung hat der Minister für Nationale Vertei
digung festgelegt, welche ihrer Angehörigen aus dem Woh
nungsfonds des MfNV versorgt werden; für sie gilt die 2. DB 
zur WLVO entsprechend. Die von dieser Festlegung nicht 
erfaßten Angehörigen der Zivilverteidigung sind durch die 
örtlichen Räte mit Wohnraum zu versorgen.

Wohnungsfonds der bewaffneten Organe 
und Versorgungsberechtigte

Die bewaffneten Organe verfügen über einen eigenen Woh
nungsfonds, der gemäß § 3 Abs. 2 aus Dienstwohnungen und 
dienststellengebundenen Wohnungen besteht. Dienstwohnun
gen befinden sich in Rechtsträgerschaft der bewaffneten Or
gane (§ 3 Abs. 3). Dienststellengebundene Wohnungen sind 
Wohnungen, die sich in der Regel in Rechtsträgerschaft der 
volkseigenen Betriebe der Gebäude- und Wohnungswirt
schaft befinden und den bewaffneten Organen durch die ört
lichen Räte auf der Grundlage von Vereinbarungen für die 
ständige Wohnraumvergabe zur Verfügung gestellt wurden. 
Das trifft auch auf die Wohnungen zu, für deren Errichtung 
im Rahmen des komplexen Wohnungsbaus durch die bewaff
neten Organe materielle Kennziffern bereitgestellt wurden 
und die nach Fertigstellung in Rechtsträgerschaft der volks
eigenen Betriebe der Gebäude- und Wohnungswirtschaft 
übergeben werden (§ 3 Abs. 4).

Die ebenfalls auf der Grundlage von Vereinbarungen mit 
den AWGs zur Versorgung von Angehörigen und Zivilbe
schäftigten bereitgestellten AWG-Wohnungen gehören nicht 
zum Wohnungsfonds der bewaffneten Organe. Sie werden 
auch nicht vom Geltungsbereich der 2. DB zur WLVO erfaßt.* § 1 2

Als Dienstwohnungen bzw. dienststellengebundene Woh
nungen gelten auch die Betriebswohnungen der volkseigenen 
Betriebe des MfNV, deren Rechtsträger entweder diese Betriebe 
sind oder die sich in Rechtsträgerschaft der Betriebe der Ge
bäude- und Wohnungswirtschaft befinden und den volkseige
nen Betrieben des MfNV zur ständigen Wohnraumvergabe 
zur Verfügung gestellt wurden. Für diese Wohnungen gelten 
die für Dienstwohnungen bzw. dienststellengebundene Woh
nungen geregelten Besonderheiten hinsichtlich ihrer Lenkung 
und der Ausgestaltung der Mietverhältnisse. Diese Betriebs- 

'wohnungen sind insofern keine Werkwohnungen i. S. des
§ 3 der (1.) DB vom 16. Oktober 1985 zur WLVO (GBl. I Nr. 27 
S. 308).

Aus dem Wohnungsfonds der bewaffneten Organe werden 
in erster Linie militärische Berufskader und ihnen gleichzu
setzende Angehörige der Organe des Ministeriums des Innern 
sowie die in besonderen Nomenklaturen oder dazu getroffe
nen Regelungen festgelegten Zivilbeschäftigten mit Wohn
raum versorgt. Der Kreis der Versorgungsberechtigten ist in 
§ 2 festgelegt. Einzelheiten dazu sowie zu Beginn, Dauer und 
Ende der Versorgungsberechtigung sind in militärischen bzw. 
innerdienstlichen Bestimmungen geregelt.

Alle nicht Versorgungsberechtigten werden nach den Be
stimmungen der WLVO versorgt, auch diejenigen ehemaligen

Berufskader und Zivilbeschäftigten, die nach dem Ausschei
den aus dem Dienstverhältnis bzw. nach Beendigung des Ar
beitsrechtsverhältnisses nicht mehr zum Kreis der Versor
gungsberechtigten gehören.3

Verantwortung und Aufgaben der bewaffneten Organe

Die bewaffneten Organe nehmen hinsichtlich ihres Woh
nungsfonds die Befugnisse der Wohnraumlenkung grund
sätzlich selbst wahr, d. h. sie sind für die Erfassung, Vertei
lung und rationelle Auslastung ihrer Wohnungen verant
wortlich. Ihre Aufgaben und Befugnisse im einzelnen wurden 
unter Beachtung der jeweiligen spezifischen Besonderheiten 
in militärischen bzw. innerdienstlichen Bestimmungen fest
gelegt (§ 4).

Die bewaffneten Organe registrieren in den jeweiligen 
Verantwortungsbereichen die Wohnungssuchenden Versor
gungsberechtigten und entscheiden auf der Grundlage ihrer 
Wohnraumvergabepläne über die Zuweisung (§§ 5 Abs. 1, 13 
Abs. 1). Sie entscheiden auch über die Genehmigung von 
Wohnungstauschverträgen und können unter bestimmten 
Voraussetzungen einen Wohnungswechsel anordnen (§§ 6 
Abs. 3 und 7 Abs. 1).

Bei ihren Entscheidungen berücksichtigen die bewaffne
ten Organe neben der Gefechts- und Einsatzbereitschaft auch 
die damit zusammenhängenden sozialen Aspekte. Aus diesem 
Grunde wirken bei der Lenkung des Wohnraums ehrenamt
liche Wohnungskommissionen mit, die die öffentliche Kon
trolle über die gerechte Verteilung des Wohnraums i. S. von 
Art. 37 Abs. 1 Verf. wahrnehmen.

Gegen Entscheidungen, die bewaffnete Organe über Woh
nungsanträge, Wohnungszuweisungen, die Erfassung von 
Wohnraum, die Streichung aus dem Wohnraumvergabeplan, 
die Genehmigung des Wohnungstausches, die Anordnung 
eines Wohnungswechsels, die Aufhebung der Zuweisung und 
die finanzielle Stimulierung des Wohnungstausches getroffen 
haben, kann gemäß § 37 Abs. 1 WLVO beim jeweiligen be
waffneten Organ Beschwerde eingelegt werden. Für das 
Rechtsmittelverfahren gelten die militärischen oder inner
dienstlichen Bestimmungen.

Verantwortung und Aufgaben der örtlichen Räte

Die örtlichen Räte erfüllen gemäß § 3 Abs. 6 GöV auch Auf
gaben auf dem Gebiet der Landesverteidigung. Das schließt 
die Verantwortung für die planmäßige Versorgung der An
gehörigen und Zivilbeschäftigten mit Wohnraum unter Be
rücksichtigung der territorialen Möglichkeiten ein. Deshalb 
schließen die örtlichen Räte' mit den damit von den Mini
stern der bewaffneten Organe bzw. vom Leiter der Zollver
waltung der DDR beauftragten Dienststellen im Ergebnis der 
territorialen militärökonomischen Planung auf der Grund
lage der Jahrespläne des jeweiligen Territoriums Vereinba
rungen gemäß § 9 ab.

In den Vereinbarungen werden insbesondere Festlegun
gen über die Bereitstellung von dienststellengebundenen 
Wohnungen getroffen. Darüber hinaus wird die Bereitstel
lung weiterer Wohnungen aus dem örtlichen Wohnungsfonds 
vereinbart, die nicht in den Wohnungsfonds der bewaffneten 
Organe eingehen, sondern gemäß § 5 Abs. 3 vorrangig zur 
Freimachung der Dienstwohnungen bzw. dienststellengebun
denen Wohnungen von nicht versorgungsberechtigten Mie
tern genutzt werden. Für diese Wohnung erteilen die örtli
chen Räte die Zuweisung. Die bewaffneten Organe benennen 
ihnen die dafür vorgesehenen Personen (§§ 5 Abs. 2 und 10).

Vereinbart wird auch die Bereitstellung altersgerechten 
Wohnraums sowie von Plätzen in Feierabend- und Pflege
heimen.

Die Verantwortung der örtlichen Räte für die Wohnraum
versorgung der Angehörigen und Zivilbeschäftigten im Ter
ritorium umfaßt auch die Wahrnehmung bestimmter Aufga
ben beim Wohnungstausch und bei der Anordnung des Woh
nungswechsels, vorrangig mit dem Ziel, den Wohnungsfonds 
der bewaffneten Organe besser auszulasten und möglichst 
frei von nichtversorgungsberechtigten Mietern zu halten.

1 Alle Paragraphenangaben ohne Hinweis auf die Quelle beziehen 
sich auf die 2. DB zur WLVO.

2 Vielmehr sind die für die AWG geltenden rechtlichen Regelungen 
anzuwenden, insbes. § 11 AWG-VO und Abschn. V AWG-MSt.

S Zu beachten sind ln diesem Zusammenhang §§ 12 und 22 der VO 
über die Förderung der Bürger nach dem aktiven Wehrdienst — 
FörderungsVO - vom 25. März 1982 (GBl. I Nr. 12 S. 256).


